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Artikel 1 
Änderung des Gesetzes über die Festsetzung des 

Steuersatzes bei der Grunderwerbsteuer1

Das Gesetz über die Festsetzung des Steuersatzes bei der Grund-
erwerbsteuer vom 22. Juni 2012 (GVOBl. M-V S. 208, 209) wird 
wie folgt geändert:

1.	 In § 1 wird das Wort „fünf“ durch das Wort „sechs“ ersetzt.

2.	 § 2 wird wie folgt gefasst:

„§ 2 
Anwendungsbereich

	 § 1 ist auf Rechtsvorgänge anzuwenden, die ab dem 1. Juli 2019 
verwirklicht werden. Für Rechtsvorgänge, die in der Zeit vom 
30. Juni 2012 bis zum 30. Juni 2019 verwirklicht wurden, ist 	
§ 1 in der zum Zeitpunkt ihrer Verwirklichung geltenden Fas-
sung anzuwenden.“

Artikel 2 
Änderung des Kommunalabgabengesetzes2

Das Kommunalabgabengesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 12. April 2005 (GVOBl. M-V S. 146), das zuletzt durch das 
Gesetz vom 14. Juli 2016 (GVOBl. M-V S. 584) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

1.	 Dem § 7 wird folgender Absatz 7 angefügt:

	 „(7) In der Satzung kann bestimmt werden, dass der Beitrag 
und eine Vorausleistung auf den Beitrag ab einer bestimmten 
Höhe auf Antrag des Beitragsschuldners durch Bescheid in 
Form einer Rente gezahlt wird. Lässt die Gemeinde eine Ver-
rentung zu, so ist der Beitrag oder die Vorausleistung auf den 
Beitrag durch Bescheid in eine Schuld umzuwandeln, die in 
höchstens zehn Jahresleistungen zu entrichten ist. Eine Ver-
längerung auf bis zu 20 Jahresleistungen ist möglich, wenn 
die Entrichtung nach Satz 2 eine erhebliche Härte für den 
Beitragsschuldner bedeuten würde. In dem Bescheid sind 
Höhe und Zeitpunkt der Fälligkeit der Jahresleistungen zu 
bestimmen. Der jeweilige Restbetrag ist zu verzinsen. Der 
Beitragsschuldner kann am Ende jeden Jahres den Restbetrag 

ohne weitere Zinsverpflichtung tilgen. Die Jahresraten sind 
wiederkehrende Leistungen im Sinne des § 10 Absatz 1 Num-
mer 3 des Gesetzes über die Zwangsversteigerung und die 
Zwangsverwaltung. Bei Veräußerung des Grundstücks oder 
des Erbbaurechts wird der Beitrag in voller Höhe des Restbe-
trags fällig.“

2.	 Nach § 8 wird folgender § 8a eingefügt:

„§ 8a 
Abschaffung der Straßenbaubeiträge, 

Kompensation

	 (1) Für Straßenbaumaßnahmen, deren Durchführung ab dem 
1. Januar 2018 beginnt, werden keine Beiträge erhoben.

	 (2) Zur Kompensation für den Wegfall der Straßenbaubeiträge 
für die Straßenbaumaßnahmen, deren Durchführung im Zeit-
raum vom 1. Januar 2018 bis zum 31. Dezember 2019 beginnt, 
erstattet das Land Mecklenburg-Vorpommern den Gemeinden 
auf Antrag für die einzelne Straßenbaumaßnahme die nach 
Entstehen der sachlichen Beitragspflicht auf der Grundlage der 
gemeindlichen Satzung zu kalkulierenden Beitragsforderun-
gen. Nach dem 31. Oktober 2018 erlassene Satzungen bleiben 
dabei grundsätzlich unberücksichtigt. Auf die Wirksamkeit der 
Satzung kommt es für die Erstattung nicht an. Straßenbaumaß-
nahmen nach Absatz 1 Satz 1, die auf Teileinrichtungen nach 	
§ 7 Absatz 3 oder auf Abschnitte nach § 8 Absatz 4 beschränkt 
sind, gelten ungeachtet hierzu ergangener Kostenspaltungs- 
oder Abschnittsbildungsbeschlüsse als selbstständig abrechen-
bare Maßnahmen für die vom Land zu leistende Erstattung. 
Die Erstattung kann frühestens ab dem 1. Juli 2020 beantragt 
werden. § 12 Absatz 2 Nummer 1 gilt entsprechend.

	 (3) Das Ministerium für Inneres und Europa wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung nähere Bestimmungen über das Er-
stattungsverfahren nach Absatz 2 zu treffen.“

3.	 Dem § 12 wird folgender Absatz 6 angefügt:

	 „(6) In der Satzung kann ein von § 238 Absatz 1 Satz 1 der Ab-
gabenordnung abweichender geringerer Zinssatz bestimmt 
werden. Die Satzung muss eine jährliche Verzinsung in Höhe 
von mindestens zwei vom Hundert über dem Basiszinssatz 
nach § 247 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sicherstellen.“

_____	
1  Ändert Gesetz vom 22. Juni 2012; GS Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. 610 - 3
2  Ändert Gesetz i. d. F. d. B. vom 12. April 2005; GS Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. 6140 - 2

Gesetz zur Abschaffung der Straßenbaubeiträge

Vom 24. Juni 2019

GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 610 - 6

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:
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Artikel 3 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. Es ist im Gesetz- und 	
Verordnungsblatt für Mecklenburg-Vorpommern zu verkünden.

Schwerin, den 24. Juni 2019

Die Ministerpräsidentin 
Manuela Schwesig

	 Der Minister für Inneres und Europa	 Der Finanzminister 
	 Lorenz Caffier	 Reinhard Meyer
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§ 1 
Anwendungsbereich

Die Entschädigungsverordnung regelt die Gewährung von pau-
schalierten Entschädigungen an die in § 174 Absatz 1 Nummer 8 
der Kommunalverfassung genannten ehrenamtlich Tätigen in den 
kommunalen Körperschaften (Gemeinden, Landkreise, Ämter und 
Zweckverbände).

§ 2 
Begriffsbestimmungen

(1) Entschädigungen im Sinne dieser Verordnung sind Aufwands-
entschädigungen, der Ersatz entgangenen Arbeitsverdienstes, die 
Reisekostenvergütung sowie die Betreuungskosten.

(2) Die Aufwandsentschädigung ist Ersatz von Auslagen und Ent-
schädigung auch für den Aufwand an Zeit und Arbeitsleistung und 
das durch die ehrenamtliche Tätigkeit ausgelöste Haftungsrisiko. 
Sie kann nach Maßgabe dieser Verordnung als pauschalierte funk-
tions- oder sitzungsbezogene Aufwandsentschädigung gewährt 
werden.

§ 3 
Grundsätze der Gewährung von Entschädigungen

(1) Die Gewährung von Entschädigungen nach dieser Verordnung 
ist in der Hauptsatzung oder der Verbandssatzung unter konkreter 
summenmäßiger Angabe der pauschalierten Geldbeträge in Euro 
zu regeln.

(2) Die in dieser Verordnung zugelassenen Aufwandsentschädi-
gungen sind Höchstbeträge. Eine Überschreitung ist der Kommu-
ne möglich, wenn ein ausgeglichener Haushalt und keine Über-
schuldung (§ 43 Absatz 6 und 3 der Kommunalverfassung) vorlie-
gen. Sie bedarf der Zustimmung des Ministeriums für Inneres und 
Europa.

(3) Den stellvertretenden Personen der in § 4 Absatz 1, §§ 5 und 7 
Absatz 1, § 8 Absatz 1 und in den §§ 10 bis 13 genannten Empfän-
gerinnen und Empfänger von funktionsbezogenen Aufwandsent-
schädigungen kann bei Verhinderung der vertretenen Person für die 
Dauer der Stellvertretung eine entsprechende funktionsbezogene 
Aufwandsentschädigung gezahlt werden. Für die vertretene Person 
kann die eigene Aufwandsentschädigung für die Dauer der Stellver-
tretung entfallen. Für das ehrenamtliche Bürgermeisteramt sowie 
das ehrenamtliche Amtsvorsteheramt entfällt die Aufwandsentschä-

digung spätestens nach drei Monaten eines Kalenderjahres, in de-
nen sie oder er ununterbrochen vertreten werden.

(4) Ein Rückgang der Einwohnerzahl ist abweichend von § 171 
Absatz 1 der Kommunalverfassung für einen Zeitraum der Wahl-
periode für die Bemessung der Aufwandsentschädigung unbe-
achtlich. Stichtag für die Bestimmung der zu berücksichtigenden 
Einwohnerzahl ist der 30. Juni des Wahljahres. Die Höhe der Auf-
wandsentschädigung ist zum 1. Januar einer neuen Wahlperiode 
anzupassen. Bei Gebietsänderungen sind mit deren Wirksamkeit 
die veränderten Einwohnerzahlen zu Grunde zu legen.

(5) Die Ansprüche auf funktionsbezogene Aufwandsentschädi-
gung der Empfängerinnen und Empfänger nach den §§ 4, 5 und 7 
entfallen mit dem Tag der Neuwahl des Organs, dem sie angehö-
ren, die der Fraktionsvorsitzenden nach § 10 bei Funktionsnach-
folge mit dem Tag der nach einer Neuwahl des Vertretungsgremi-
ums erfolgenden konstituierenden Fraktionssitzung, ansonsten 
zwei Wochen nach dem Tag der Neuwahl des Vertretungsgremi-
ums. Mit der Neuwahl des Fraktionsvorsitzes entsteht der An-
spruch auf funktionsbezogene Aufwandsentschädigung der ge-
wählten Fraktionsvorsitzenden.

§ 4 
Stadtvertretervorsteherin und Stadtvertretervorsteher, 

Stellvertretung und die Mitglieder des Vorstandes 
oder Präsidiums in den kreisfreien und 

großen kreisangehörigen Städten

(1) Stadtvertretervorsteherinnen und Stadtvertretervorsteher kön-
nen in kreisfreien und großen kreisangehörigen Städten mit

bis zu 70 000 Einwohnerinnen und Einwohnern	
höchstens 1 100 Euro

bis zu 100 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 	
höchstens 1 200 Euro

über 100 000 Einwohnerinnen und Einwohnern	
höchstens 1 400 Euro

monatlich erhalten.

(2) Die weiteren Mitglieder des Vorstandes oder Präsidiums kön-
nen in kreisfreien und großen kreisangehörigen Städten mit

bis zu 70 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 	
höchstens 230 Euro

Verordnung über die Entschädigung der in den Gemeinden, 
Landkreisen, Ämtern und Zweckverbänden ehrenamtlich Tätigen 

(Entschädigungsverordnung – EntschVO M-V)

Vom 6. Juni 2019

GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 2020 - 9 - 7

Aufgrund des § 174 Absatz 1 Nummer 8 der Kommunalverfassung vom 13. Juli 2011 (GVOBl. M-V S. 777) verordnet das Ministerium 
für Inneres und Europa:
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bis zu 100 000 Einwohnerinnen und Einwohnern	
höchstens 450 Euro

über 100 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 	
höchstens 750 Euro

monatlich erhalten.

(3) Soweit kein Vorstand oder Präsidium vorhanden ist, kann die 
Stellvertretung der Stadtvertretervorsteherin oder des Stadtvertre-
tervorstehers eine entsprechende Entschädigung nach Absatz 2 er-
halten.

§ 5 
Stadtvertretervorsteherin und Stadtvertretervorsteher  

sowie Vorsitzende der Gemeindevertretung in  
hauptamtlich verwalteten Gemeinden

Stadtvertretervorsteherin und Stadtvertretervorsteher sowie Vorsit-
zende der Gemeindevertretung können in hauptamtlich verwalteten 
Gemeinden mit

bis zu 5 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 	
höchstens 300 Euro

bis zu 10 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 	
höchstens 360 Euro

bis zu 20 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 	
höchstens 480 Euro

bis zu 30 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 	
höchstens 600 Euro

über 30 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 	
höchstens 660 Euro

monatlich erhalten.

§ 6 
Ehrenamtliche Stellvertretung des Bürgermeisteramtes 

in hauptamtlich verwalteten Gemeinden, 
in kreisfreien und großen kreisangehörigen Städten  

sowie der Landrätin oder des Landrates

(1) Die ehrenamtlichen Stellvertreterinnen und Stellvertreter des 
Bürgermeisteramtes können in hauptamtlich verwalteten Gemein-
den mit

bis zu 5 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 	
höchstens 150 Euro

bis zu 10 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 	
höchstens 220 Euro

bis zu 20 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 	
höchstens 280 Euro

bis zu 30 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 	
höchstens 360 Euro

über 30 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 	
höchstens 450 Euro

monatlich erhalten. Damit sind alle zusätzlichen Aufwendungen 
abgegolten, die durch die Wahrnehmung der Vertretung entstehen. 
Sie sind in geschäftsführenden Gemeinden nach der Einwohner-
zahl des Amtes, in Verwaltungsgemeinschaften nach der Einwoh-
nerzahl der ihr angehörigen Gemeinden zu entschädigen.

(2) Die ehrenamtlichen Stellvertreterinnen und Stellvertreter der 
Landrätin oder des Landrates sowie des Bürgermeisteramtes in 
kreisfreien und großen kreisangehörigen Städten können höchs-
tens 500 Euro monatlich erhalten.

(3) Erfolgt die Stellvertretung nach Absatz 1 oder Absatz 2 für ei-
nen längeren Zeitraum als einen Monat, kann für die über einen 
Monat hinausgehende Zeit die Entschädigung bis auf das Einein-
halbfache des Betrages erhöht werden, solange die Vertretung un-
unterbrochen andauert.

§ 7 
Kreistagspräsidentenamt, Stellvertretung und die Mitglieder 

des Vorstandes oder Präsidiums in den Landkreisen

(1) Kreistagspräsidentinnen und Kreistagspräsidenten können in 
Landkreisen

bis 175 000 Einwohnerinnen und Einwohner 	
höchstens 1 200 Euro

über 175 000 Einwohnerinnen und Einwohner 	
höchstens 1 400 Euro

erhalten.

(2) Die weiteren Mitglieder des Vorstandes oder Präsidiums kön-
nen in Landkreisen

bis 175 000 Einwohnerinnen und Einwohner 	
höchstens 450 Euro

über 175 000 Einwohnerinnen und Einwohner 	
höchstens 750 Euro

erhalten.

(3) Soweit kein Vorstand oder Präsidium vorhanden ist, kann die 
Stellvertretung des Kreistagspräsidentenamtes eine entsprechende 
Entschädigung nach Absatz 2 erhalten.

§ 8 
Bürgermeisteramt in ehrenamtlich  

verwalteten Gemeinden, Stellvertretung

(1) Bürgermeisterinnen und Bürgermeister können in ehrenamt-
lich verwalteten Gemeinden mit

bis zu 500 Einwohnerinnen und Einwohnern 	
höchstens 700 Euro
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bis zu 1 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 	
höchstens 1 000 Euro

bis zu 1 500 Einwohnerinnen und Einwohnern 	
höchstens 1 200 Euro

bis zu 2 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 	
höchstens 1 500 Euro

bis zu 3 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 	
höchstens 1 800 Euro

bis zu 4 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 	
höchstens 2 200 Euro

bis zu 5 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 	
höchstens 2 500 Euro

über 5 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 	
höchstens 3 000 Euro

monatlich erhalten. Nach Neubildung einer Gemeinde durch Zu-
sammenschluss von zwei oder mehreren Gemeinden kann ab dem 
Zeitpunkt der Fusion für den Zeitraum von fünf Jahren eine Entschä-
digung in Höhe von zusätzlich 150 Euro monatlich für das Bürger-
meisteramt gewährt werden. Bei Fusionen innerhalb der Wahlperio-
de kann der oder dem bis dahin amtierenden Bürgermeisterin oder 
Bürgermeister bis zum Ende der Wahlperiode die bisherige Auf-
wandsentschädigung fortgezahlt werden, sofern sie oder er im Ge-
bietsänderungsvertrag zur Ortsvorsteherin oder zum Ortsvorsteher 
bestimmt oder gewählt wird. Die Entschädigung für die Ortsvorste-
herin oder den Ortsvorsteher gemäß § 11 entfällt in diesem Fall.

(2) Die stellvertretende Person des ehrenamtlichen Bürgermeister-
amtes kann unabhängig davon, ob die Vertretung ausgeübt wird, zu-
sätzlich zu der Entschädigung nach § 3 Absatz 3

für die erste Stellvertretung bis zu 20 Prozent

für die zweite Stellvertretung bis zu 10 Prozent

der funktionsbezogenen Aufwandsentschädigung des Bürgermeis-
teramtes monatlich erhalten. Dabei darf die Höhe der monatlichen 
Aufwandsentschädigung des ehrenamtlichen Bürgermeisteramtes 
in der Summe nicht überschritten werden.

§ 9 
Amtsvorsteheramt, Stellvertretung und 

Vorsitz des Amtsausschusses

(1) Ehrenamtliche Amtsvorsteherinnen und Amtsvorsteher kön-
nen in Ämtern mit

bis zu 8 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 	
höchstens 1 200 Euro

bis zu 15 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 	
höchstens 1 500 Euro

über 15 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 	
höchstens 1 800 Euro

monatlich erhalten. In Ämtern mit Verzicht auf eine eigene Verwal-
tung (§ 126 Absatz 1 Kommunalverfassung) verringern sich die Be-
träge um die Hälfte.

(2) Die ehrenamtliche stellvertretende Person der oder des haupt- 
oder ehrenamtlichen Amtsvorsteherin oder Amtsvorstehers kann

für die erste Stellvertretung 	
höchstens 500 Euro

für die zweite Stellvertretung 	
höchstens 250 Euro

monatlich erhalten. Dabei ist unerheblich, ob die Vertretung ausge-
übt wird. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. Ist das Stellvertreteramt 
gemäß § 139 Absatz 1 Satz 1 der Kommunalverfassung identisch 
mit dem Amt des Vorsitzes des Amtsausschusses nach Absatz 3, 
kann für das Stellvertreteramt höchstens 50 Prozent der in Satz 1 ge-
nannten Höchstwerte gewährt werden.

(3) Für Vorsitzende der Amtsausschüsse in Ämtern mit einem 
hauptamtlichen Amtsvorsteheramt gilt § 5 entsprechend.

§ 10 
Fraktionsvorsitzende

(1) Fraktionsvorsitzende können in Gemeinden mit

bis zu 1 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 	
höchstens 60 Euro

bis zu 2 500 Einwohnerinnen und Einwohnern 	
höchstens 100 Euro

bis zu 5 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 	
höchstens 120 Euro

bis zu 10 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 	
höchstens 190 Euro

bis zu 20 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 	
höchstens 220 Euro

bis zu 30 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 	
höchstens 250 Euro

bis zu 70 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 	
höchstens 310 Euro

bis zu 100 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 	
höchstens 500 Euro

über 100 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 	
höchstens 620 Euro

monatlich erhalten. Fraktionsvorsitzende in kreisfreien und gro-
ßen kreisangehörigen Städten können einen Zuschlag von 50 Pro-
zent erhalten, wenn die Fraktion auf eine Fraktionsgeschäftsstelle 
verzichtet.
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(2) Fraktionsvorsitzende können in Landkreisen

bei einer Fraktionsgröße von weniger als zehn Mitgliedern 
höchstens 620 Euro

bei einer Fraktionsgröße von zehn bis 20 Mitgliedern 	
höchstens 670 Euro

bei einer Fraktionsgröße von mehr als 20 Mitgliedern 	
höchstens 720 Euro

monatlich erhalten. Ist keine Fraktionsgeschäftsstelle vorhanden, 
kann der Betrag um 50 Prozent angehoben werden.

§ 11 
Vorsitzende der Ortsteilvertretung und Ortsvorsteheramt

(1) Die Vorsitzenden der Ortsteilvertretung können in Ortsteilen mit

bis zu 5 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 	
höchstens 180 Euro

bis zu 20 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 	
höchstens 240 Euro

über 20 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 	
höchstens 300 Euro

monatlich erhalten.

(2) Ortsvorsteherinnen und Ortsvorsteher können 	
höchstens 300 Euro monatlich erhalten.

(3) Sollten Empfänger von Aufwandsentschädigungen nach Ab-
satz 1 oder Absatz 2 auch Mitglied in der Gemeinde- oder Stadt-
vertretung sein, steht ihnen dafür neben dem Sitzungsgeld auch 
der Sockelbetrag nach § 14 Absatz 4 zu.

§ 12 
Gleichstellungsbeauftragte

Ehrenamtliche Gleichstellungsbeauftragte in Gemeinden mit ei-
gener Verwaltung und in Ämtern können für die Wahrnehmung ih-
rer Aufgaben eine monatliche Aufwandsentschädigung erhalten. 
Diese beträgt in den Gemeinden und Ämtern mit

bis zu 5 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 	
höchstens 130 Euro

bis zu 10 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 	
höchstens 160 Euro.

In Ämtern über 10 000 Einwohnerinnen und Einwohnern beträgt sie 
höchstens 180 Euro.

§ 13 
Vorsitzende der Verbandsversammlung und  
Verbandsvorsteheramt in Zweckverbänden

(1) Den Vorsitzenden der Verbandsversammlung kann eine mo-
natliche Aufwandsentschädigung von bis zu 120 Euro und den eh-
renamtlichen Verbandsvorsteherinnen und Verbandsvorstehern 
von bis zu 370 Euro gewährt werden. Ist das ehrenamtliche Ver-
bandsvorsteheramt identisch mit dem Amt des Vorsitzes der Ver-
bandsversammlung, kann eine monatliche Aufwandsentschädi-
gung von bis zu 440 Euro gewährt werden.

(2) Bei Sparkassenzweckverbänden kann den Vorsitzenden der Ver-
bandsversammlung eine monatliche Aufwandsentschädigung von 
bis zu 80 Euro und den Verbandsvorsteherinnen und Verbandsvor-
stehern von bis zu 170 Euro gewährt werden. Ist das ehrenamtliche 
Verbandsvorsteheramt identisch mit dem Amt des Vorsitzes der Ver-
bandsversammlung, kann eine monatliche Aufwandsentschädigung 
von bis zu 250 Euro gewährt werden.

§ 14 
Sitzungsbezogene Aufwandsentschädigungen

(1) Die Mitglieder der Gemeindevertretungen, Kreistage, Amtsaus-
schüsse und Verbandsversammlungen können für ihre Teilnahme an 
Sitzungen der Organe der Gemeinde, des Landkreises, des Amtes 
oder des Zweckverbandes und deren Ausschüsse, denen sie angehö-
ren, sowie ihrer Fraktionen durch eine pauschalierte sitzungsbezoge-
ne Aufwandsentschädigung entschädigt werden. Sitzungsbezogene 
Aufwandsentschädigung für Fraktionssitzungen kann nicht gewährt 
werden, wenn die Teilnahme an der Sitzung zum Aufgabenbereich 
eines ausgeübten Hauptamtes gehört.

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt auch für sachkundige Einwohnerinnen und 
Einwohner sowie deren Stellvertretung bei der Teilnahme an Aus-
schusssitzungen und Fraktionssitzungen sowie für die Teilnahme 
an Sitzungen des Verbandsvorstandes durch seine Mitglieder.

(3) Die sitzungsbezogene Aufwandsentschädigung darf in den Land-
kreisen, kreisfreien und großen kreisangehörigen Städten 60 Euro 
nicht übersteigen. In allen weiteren Gemeinden mit hauptamtlicher 
oder ehrenamtlicher Verwaltung, in Ämtern, in Ortsteilvertretungen 
sowie in Zweckverbänden darf die sitzungsbezogene Aufwandsent-
schädigung 40 Euro nicht übersteigen. Ausschussvorsitzende und 
sie vertretende Personen können für jede von ihnen geleitete Sitzung 
bis zum Eineinhalbfachen des jeweiligen Höchstsatzes nach den Sät-
zen 1 bis 2 erhalten.

(4) Die Mitglieder der Gemeindevertretungen und Kreistage kön-
nen, sofern sie keine funktionsbezogene Aufwandsentschädigung 
derselben Körperschaft empfangen, zusätzlich zur sitzungsbezo-
genen Aufwandsentschädigung einen monatlichen Sockelbetrag 
erhalten. In Gemeinden darf der Sockelbetrag folgende Höchstsät-
ze nicht überschreiten:

bis 500 Einwohnerinnen und Einwohner 10 Euro

bis 1 000 Einwohnerinnen und Einwohner 20 Euro

bis 2 500 Einwohnerinnen und Einwohner 30 Euro
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bis 5 000 Einwohnerinnen und Einwohner 50 Euro

bis 10 000 Einwohnerinnen und Einwohner 80 Euro

bis 20 000 Einwohnerinnen und Einwohner 100 Euro

bis 30 000 Einwohnerinnen und Einwohner 120 Euro

bis 70 000 Einwohnerinnen und Einwohner 150 Euro

bis 100 000 Einwohnerinnen und Einwohner 300 Euro

über 100 000 Einwohnerinnen und Einwohner 500 Euro.

In Landkreisen darf der Sockelbetrag folgende Höchstsätze nicht 
überschreiten:

bis 175 000 Einwohnerinnen und Einwohner 300 Euro

über 175 000 Einwohnerinnen und Einwohner 500 Euro.

§ 15 
Sitzungszeitergänzende Aufwandsentschädigung

Kreistagsmitglieder können für die Teilnahme an Sitzungen des 
Kreistages, der Ausschüsse und Fraktionen zusätzlich zu den funk-
tions- oder sitzungsbezogenen Aufwandsentschädigungen sowie 
den Reisekosten eine sitzungszeitergänzende Aufwandsentschädi-
gung, die in Abhängigkeit des zeitlichen Aufwandes für die Fahrten 
gewährt wird, erhalten. Sie beträgt maximal 25 Cent je gefahrenen 
Kilometer. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für sachkundige 
Einwohnerinnen und Einwohner sowie deren Stellvertretung.

§ 16 
Entgangener Arbeitsverdienst, 

Reisekostenvergütung, Betreuungskosten

(1) Bei Terminen mit Anwesenheitspflicht ist den ehrenamtlich 
Tätigen der entgangene Arbeitsverdienst auf Antrag in der nach-

gewiesenen Höhe neben den Aufwandsentschädigungen geson-
dert zu ersetzen. Ist der Nachweis des entgangenen Arbeitsver-
dienstes unmöglich, so kann auch der durch entsprechende Unter-
lagen glaubhaft gemachte und von Gemeinde-, Stadt-, Amts- oder 
Kreisverwaltung anerkannte Verdienstausfall pauschal bis zur Hö-
he von 100 Euro pro Tag ersetzt werden. Ferner ist der auf den ent-
gangenen Arbeitsverdienst entfallende Arbeitgeberanteil zur So
zialversicherung zu erstatten, soweit dieser zu Lasten der oder des 
Entschädigungsberechtigten an den Sozialversicherungsträger ab-
geführt wird. Der entgangene Arbeitsverdienst kann auf Rech-
nung auch direkt an den Arbeitgeber erstattet werden. In diesem 
Fall entfällt der Anspruch der oder des ehrenamtlich Tätigen.

(2) Ehrenamtlich Tätige erhalten Reisekostenvergütung nach dem 
Landesreisekostengesetz. Für Fahrten am Ort oder zu Sitzungen 
kann auch eine pauschalierte Entschädigung gewährt werden.

(3) Zusätzlich zu der Aufwandsentschädigung sind auf Antrag auch 
notwendige Aufwendungen für die Beaufsichtigung von Kindern 
bis zum vollendeten zehnten Lebensjahr oder die Betreuung pflege-
bedürftiger Angehöriger zu ersetzen, sofern eine ausreichende Be-
aufsichtigung oder Betreuung anderweitig nicht sichergestellt wer-
den kann.

§ 17 
Andere ehrenamtlich tätige Bürgerinnen und Bürger

Soweit nicht andere Vorschriften eine Entschädigung regeln, kann 
anderen ehrenamtlich tätigen Bürgerinnen und Bürgern eine mo-
natliche pauschalierte Aufwandsentschädigung gewährt werden.

§ 18 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Entschädigungsverordnung vom 4. Mai 2016 
(GVOBl. M-V S. 289) außer Kraft.

Schwerin, den 6. Juni 2019

Der Minister 
für Inneres und Europa 

Lorenz Caffier
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Artikel 1 
Änderung der Wasserverkehrs- 

und Hafensicherheitskostenverordnung1

Die Wasserverkehrs- und Hafensicherheitskostenverordnung vom 
30. Juli 2013 (GVOBl. M-V S. 502), die durch Verordnung vom 	
8. Oktober 2014 (GVOBl. M-V S. 542) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

1.	 § 1 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 sind die Wörter „vom 10. Juli 2008 (GVOBl. M-V 
S. 296), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Mai 
2011 (GVOBl. M-V S. 323, 324) geändert worden ist,“ zu 
streichen.

b)	 Folgender Absatz 3 wird angefügt:

	 „(3) Nicht mit der Gebühr abgegolten sind Aufwendun-
gen, die der Planfeststellungsbehörde im Zusammenhang 
mit der Durchführung des Verfahrens entstehen und die 
Aufwendungen, die für den Entscheidungsfindungspro-
zess im Rahmen der Abwägung notwendig sind, soweit 
nicht durch § 10 Absatz 1 Satz 2 des Landesverwaltungs-
kostengesetzes erfasst. Vergütungen für Sachverständige 
sind als Auslagen zu erstatten, soweit sie sich auf Beträge 
beschränken, die unter Berücksichtigung der erforderli-
chen Kenntnisse und besonderer Schwierigkeiten der Be-
gutachtung, Prüfung und Untersuchung als Gegenleistung 
für die Tätigkeit des Sachverständigen angemessen sind.“

Verordnung zur Änderung der Wasserverkehrs- und Hafensicherheitskostenverordnung 
sowie zur Änderung der Kostenverordnung für Amtshandlungen der Hafenbehörden

Vom 11. Juni 2019

GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 2013 - 1 - 162

Aufgrund des § 2 Absatz 1 und 2 sowie des § 10 Absatz 1 des Landesverwaltungskostengesetzes vom 4. Oktober 1991 (GVOBl. M-V 
S. 366, 435), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 2. Dezember 2009 (GVOBl. M-V S. 666, 671) geändert worden ist, verord-
net das Ministerium für Energie, Infrastruktur und Digitalisierung im Einvernehmen mit dem Ministerium für Inneres und Europa und 
dem Finanzministerium:

_____	
1  Ändert VO vom 30. Juli 2013; GS Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. 2013 - 1 - 136
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2.	 Die Anlage (zu § 1 Absatz 2) wird wie folgt gefasst:

„Anlage	
(zu § 1 Absatz 2)

Gebührenverzeichnis

Tarifstelle Gebührentatbestand Gebühr in Euro

Hinweis:	
Gebühren nach den Tarifstellen 1 bis 5 sowie 11 sind nur dann zu erheben, 
wenn die entsprechenden Prüfungen ergeben, dass kein Genehmigungser-
fordernis vorliegt. Werden Gebühren nach den Tarifstellen 6 bis 10 sowie 12 
für die Erteilung von Genehmigungen erhoben, sind Gebühren für die Prü-
fung der Anzeige gemäß den Tarifstellen 1 bis 5 sowie 11 nicht zusätzlich 
zu erheben.

1 Prüfung der Anzeige für die Errichtung oder der wesentlichen Änderung 
eines Hafens, einer Anlege- oder Umschlagstelle
(§ 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Wasserverkehrs- und Hafensicherheitsge-
setz (nachfolgend „WVHaSiG M-V“ genannt) in Verbindung mit § 6 Ab-
satz 1 Satz 2 WVHaSiG M-V)

35 bis 900

2 Prüfung der Anzeige für den Betrieb oder der wesentlichen Änderung des 
Betriebs eines Hafens, einer Anlege- oder Umschlagstelle	
(§ 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 WVHaSiG M-V in Verbindung mit § 6 
Absatz 1 Satz 2 WVHaSiG M-V)

35 bis 900

3 Prüfung der Anzeige für die Errichtung oder der wesentlichen Änderung 
von Anlagen in, über oder unter den schiffbaren Gewässern oder an deren 
Ufern	
(§ 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 WVHaSiG M-V in Verbindung mit § 6 
Absatz 1 Satz 2 WVHaSiG M-V)

35 bis 600

4 Prüfung der Anzeige für Baggerungen, die Entnahme von Sand, Kies und 
Steinen oder Anschüttungen im Bereich von Häfen und schiffbaren Ge-
wässern	
(§ 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 WVHaSiG M-V in Verbindung mit § 6 
Absatz 1 Satz 2 WVHaSiG M-V)

35 bis 450

5 Prüfung der Anzeige für das Setzen und Betreiben von Schifffahrtszeichen	
(§ 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 WVHaSiG M-V in Verbindung mit § 6 
Absatz 1 Satz 2 WVHaSiG M-V)

35 bis 450

6 Genehmigung der Errichtung oder der wesentlichen Änderung eines Ha-
fens, einer Anlege- oder Umschlagstelle	
(§ 6 Absatz 1 Satz 2 WVHaSiG M-V in Verbindung mit § 6 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 WVHaSiG M-V)

150 bis 3 300

7 Genehmigung des Betriebs oder der wesentlichen Änderung des Betriebs 
eines Hafens, einer Anlege- oder Umschlagstelle	
(§ 6 Absatz 1 Satz 2 WVHaSiG M-V in Verbindung mit § 6 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 WVHaSiG M-V)

150 bis 2 300

8 Genehmigung der Errichtung oder der wesentlichen Änderung von Anla-
gen in, über oder unter den schiffbaren Gewässern oder an deren Ufern	
(§ 6 Absatz 1 Satz 2 WVHaSiG M-V in Verbindung mit § 6 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 WVHaSiG M-V)

150 bis 1 250
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9 Genehmigung von Baggerungen, die Entnahme von Sand, Kies und Stei-
nen oder Anschüttungen im Bereich von Häfen und schiffbaren Gewässern	
(§ 6 Absatz 1 Satz 2 WVHaSiG M-V in Verbindung mit § 6 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 3 WVHaSiG M-V)

140 bis 680

10 Genehmigung des Setzens und Betreibens von Schifffahrtszeichen	
(§ 6 Absatz 1 Satz 2 WVHaSiG M-V in Verbindung mit § 6 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 4 WVHaSiG M-V)

140 bis 680

11 Prüfung der Anzeige für den Betrieb eines Fährverkehrs	
(§ 6 Absatz 2 Satz 1 WVHaSiG M-V)

35 bis 450

12 Genehmigung des Betriebs eines Fährverkehrs	
(§ 6 Absatz 2 Satz 2 bis 7 WVHaSiG M-V)

140 bis 2 000

Vorbemerkung zu Tarifstelle 13: 
Soweit die Gebühr nach dem Herstellungswert zu berechnen ist, sind die 
Kosten jener Lieferungen und Leistungen zu Grunde zu legen, die im Zeit-
punkt der Genehmigung für die Herstellung bis zur Schlussabnahme erfor-
derlich erscheinen. Zum Herstellungswert gehört auch die anfallende Um-
satzsteuer. Die Behörde kann für die Ermittlung der Gebühren den Herstel-
lungswert unter Berücksichtigung ortsüblicher Preise schätzen, wenn der 
Kostenschuldner den Herstellungswert nicht nachgewiesen hat. Der Kosten-
schuldner kann diesen Nachweis noch nach Erlass des Gebührenbescheides 
führen, solange der Gebührenbescheid noch nicht unanfechtbar geworden 
ist. Der Herstellungswert ist jeweils auf volle 500 Euro aufzurunden.

13 Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens für die Errichtung oder 
Änderung eines Hafens einschließlich seiner Infrastruktur	
(§ 6 Absatz 6 Satz 1 oder Absatz 7 Satz 1 WVHaSiG M-V)
bei einem Herstellungswert von:

13.1 bis 500 000 Euro 0,75 % des Herstellungswertes, 
mindestens 1 000

13.2 mehr als 500 000 Euro bis 2 500 000 Euro 3 750 zuzüglich 0,5 % des 
500 000 Euro übersteigenden
Herstellungswertes

13.3 mehr als 2 500 000 Euro bis 7 500 000 Euro 13 750 zuzüglich 0,25 % des
2 500 000 Euro übersteigenden
Herstellungswertes

13.4 mehr als 7 500 000 Euro 26 250 zuzüglich 0,2 % des
7 500 000 Euro übersteigenden
Herstellungswertes

14 nachträgliche Entscheidungen in wasserverkehrsrechtlichen Planfest
stellungsverfahren

10 % der Ausgangsgebühr nach
Tarifstelle 13, jedoch mindestens 150

15 Befreiung von der Betriebspflicht	
(§ 8 Absatz 1 Satz 2 WVHaSiG M-V)

140 bis 680

16 Genehmigung der Beförderungsentgelte des Fähr- und sonstigen Über-
setzverkehrs	
(§ 9 Absatz 2 Satz 1 WVHaSiG M-V)

140 bis 680“
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Artikel 2 
Änderung der Kostenverordnung 

für Amtshandlungen der Hafenbehörden2

Die Anlage (zu § 1 Absatz 2) der Kostenverordnung für Amtshand-
lungen der Hafenbehörden vom 12. März 2015 (GVOBl. M-V S. 100) 
wird wie folgt gefasst:

_____	
2  Ändert VO vom 12. März 2015; GS Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. 2013 - 1 - 144

„Anlage	
(zu § 1 Absatz 2)

Gebührenverzeichnis

Gebühren- 
nummer

Gegenstand Gebühr in Euro

Bei der Berechnung der Gebühr nach dem Zeitaufwand ist die Zeit anzu-
setzen, die unter regelmäßigen Verhältnissen von einer entsprechend aus-
gebildeten Fachkraft benötigt wird. Die Gebühr setzt sich aus einem Per-
sonal- und einem Sachkostenanteil der eingesetzten Fachkraft zusammen. 
Die im Zusammenhang mit einer Amtshandlung, die auf Antrag durchzu-
führen ist, anfallende Reisezeit wird als Zeitaufwand mit berechnet. Wer-
den Amtshandlungen bei mehreren Antragstellern miteinander verbunden, 
ist die Reisezeit anteilig zu berechnen.	
Die Gebühr nach dem Zeitaufwand beträgt je angefangene halbe Stunde für:

eine Beamtin oder einen Beamten der Laufbahngruppe 2 ab dem zweiten 
Einstiegsamt oder vergleichbare Beschäftigte

44

eine Beamtin oder einen Beamten der Laufbahngruppe 2 unterhalb des 
zweiten Einstiegsamtes oder vergleichbare Beschäftigte

34,50

eine Beamtin oder einen Beamten der Laufbahngruppe 1 ab dem zweiten 
Einstiegsamt oder vergleichbare Beschäftigte

28,50

eine Beamtin oder einen Beamten der Laufbahngruppe 1 unterhalb des 
zweiten Einstiegsamtes oder vergleichbare Beschäftigte

25

eine Kraftfahrerin oder einen Kraftfahrer 31,50

1 Amtshandlungen nach der Hafenverordnung

100 Befreiung von den Vorschriften der Hafenverordnung
(§ 4 Absatz 4)

50 bis 1 500

101 Erlaubnis zum Einlaufen in den Hafen in bestimmten Fällen
(§ 9 Absatz 1)

50 bis 2 200

102 Befreiung von der An- und Abmeldepflicht 	
(§ 10 Absatz 1 Satz 2)

nach Zeitaufwand
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103 Erlaubnis zur Durchführung von Veranstaltungen, Anbringen von Leucht-
zeichen, Tafeln u. a. oder Ausführung von Taucherarbeiten u. a. 	
(§ 14 Absatz 2)

50 bis 2 200

104 Erlaubnis zum Wechseln eines Liegeplatzes 	
(§ 16 Absatz 1 Satz 4)

50 bis 1 000

105 Erlaubnis zur vorübergehenden Benutzung von Liegeplätzen, die für be-
stimmte Zwecke vorgehalten werden
(§ 16 Absatz 3)

50 bis 1 000

106 Erlaubnis zur Verwendung verkehrsbehindernder Befestigungen
(§ 17 Absatz 2)

nach Zeitaufwand

107 Erlaubnis für Ausnahmen bezüglich der Bemannung und Bewachung von 
Wasserfahrzeugen 	
(§ 20 Absatz 2)

nach Zeitaufwand

108 Erlaubnis zur Durchführung einer Maschinen- und Pfahlprobe
(§ 21 Absatz 1 Nummer 2)

50 bis 700

109 Ausnahmegenehmigung zum Lagern von Gütern 	
(§ 23 Absatz 4)

50 bis 2 200

110 Erlaubnis zum Stilllegen, Auflegen oder Zuführung von Fahrzeugen zu einem 
von der ursprünglichen Zweckbestimmung abweichenden Verwendungszweck
(§ 26 Absatz 1)

50 bis 2 200

111 Erlaubnis zum Ausräuchern oder Durchgasen von Fahrzeugen
(§ 31 Absatz 1)

nach Zeitaufwand

112 Genehmigung der Übernahme von tiefgekühlt verflüssigten Gasen zur 	
Eigenversorgung von Wasserfahrzeugen
(§ 22a Absatz 2)

280 bis 6 000

2 Amtshandlungen nach der Hafengefahrgutverordnung

200 Prüfung und Erteilung einer Ausnahme, einschließlich Ausfertigung oder 
Verlängerung der Ausnahme
(§ 6 Absatz 1)

100 bis 2 000

201 Zulassung von Abweichungen im Einzelfall von den Bestimmungen des 	
§ 8 Absatz 2 und des § 9 Absatz 4

50 bis 1 000

202 Genehmigung von Arbeiten mit Zündquellen
(§ 10)

50 bis 1 000

203 Genehmigung zum Umschlag von explosiven Stoffen und Gegenständen 
mit Explosivstoffen
(§ 13 Absatz 2 und 3)

100 bis 2 000
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3 Amtshandlungen nach dem Schiffsabfallentsorgungsgesetz

300 Erlaubnis für Ausnahmen zur Meldung
(§ 6 Absatz 1 Satz 3)

15 bis 450

301 Erteilung von Befreiungen
(§ 12)

50 bis 15 000

302 Anordnungen im Einzelfall
(§ 15)

50 bis 650“

Artikel 3 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Schwerin, den 11. Juni 2019

Der Minister für Energie, 
Infrastruktur und Digitalisierung 

Christian Pegel
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Landesverordnung zur Delegation zum Erlass von Rechtsverordnungen im Bereich der Justiz 
(Subdelegationslandesverordnung Justiz – SubLVOJu M-V)

Vom 19. Juni 2019

GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. B 103 - 0 - 1

Aufgrund

1.	 des § 391 Absatz 2 Satz 2 der Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866; 2003 
I S. 61), die zuletzt durch Artikel 15 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2639) geändert worden ist,

2.	 des § 148 Absatz 2 Satz 4 und des § 246 Absatz 3 Satz 3 in Verbindung mit § 148 Absatz 2 Satz 4 des Aktiengesetzes vom 6. Sep-
tember 1965 (BGBl. I S. 1089), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2446) geändert worden ist,

3.	 des § 14 Absatz 4 Satz 3, des § 20 Absatz 1 Satz 2 und des § 46e Absatz 1 Satz 3 und Absatz 1a Satz 4 des Arbeitsgerichtsgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juli 1979 (BGBl. I 853, 1036), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Juli 
2018 (BGBl. I S. 1151) geändert worden ist,

4.	 des § 83 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 2 des Asylgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. September 2008 (BGBl. I 
S. 1798), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2250) geändert worden ist,

5.	 des § 9 Absatz 4 des Gesetzes zur Ausführung des Europäischen Übereinkommens betreffend Auskünfte über ausländisches Recht 
und seines Zusatzprotokolls vom 5. Juli 1974 (BGBl. I S. 1433), das zuletzt durch Artikel 15 des Gesetzes vom 31. August 2015 
(BGBl. I S. 1474) geändert worden ist,

6.	 des § 22 Absatz 1 Satz 3 des Außenwirtschaftsgesetzes vom 6. Juni 2013 (BGBl. I S. 1482), das zuletzt durch Artikel 4 des Geset-
zes vom 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2789) geändert worden ist,

7.	 des § 219 Absatz 2 Satz 2 des Baugesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634),

8.	 des § 58 Absatz 3 Satz 3 des Beurkundungsgesetzes vom 28. August 1969 (BGBl. I S. 1513), das zuletzt durch Artikel 10 des Ge-
setzes vom 18. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2639) geändert worden ist,

9.	 des § 4 Absatz 1 Satz 3 des Gesetzes über das gerichtliche Verfahren in Binnenschiffahrtssachen in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 	
Gliederungsnummer 310-5, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 20. April 2013 (BGBl. I 
S. 831) geändert worden ist,

10.	des § 49 Absatz 3 Satz 2 des Bundesbesoldungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 6. August 2002 (BGBl. I S. 1434), 
das zuletzt durch Artikel 3 Absatz 4 des Gesetzes vom 12. Juli 2006 (BGBl. I S. 1466, 1470) geändert worden ist, in Verbindung mit 	
§ 1 Absatz 1 Nummer 1 des Besoldungsüberleitungsgesetzes M-V vom 4. Juli 2011 (GVOBl. M-V S. 376), das durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 16. Dezember 2011 (GVOBl. M-V S. 1077, 1080) geändert worden ist,

11.	des § 6 Absatz 4 Satz 2, des § 7 Absatz 5 Satz 2, des § 9 Absatz 1 Satz 2, des § 25 Absatz 2 Satz 1, des § 67 Absatz 3 Nummer 3 
Satz 4, des § 96 Absatz 4 Satz 3 und des § 112 Satz 2 der Bundesnotarordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 303-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, die zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 30. Oktober 2017 (BGBl. I S. 3618) 
geändert worden ist,

12.	des § 33 Absatz 2 Satz 3 der Bundesrechtsanwaltsordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 303-8, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 30. Oktober 2017 (BGBl. I S. 3618) geändert worden ist,

13.	des § 55a Absatz 1 Satz 3, des § 79 Absatz 5 Satz 4, des § 1059a Absatz 1 Nummer 2 Satz 5, des § 1059e in Verbindung mit § 1059a 
Absatz 1 Nummer 2 Satz 5, des § 1092 Absatz 2 in Verbindung mit § 1059a Absatz 1 Nummer 2 Satz 5, des § 1098 Absatz 3 in Ver-
bindung mit § 1059a Absatz 1 Nummer 2 Satz 5 und des § 1558 Absatz 2 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 (BGBl. I S. 42, 2909; 2003 I S. 738), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 31. Janu-
ar 2019 (BGBl. I  S. 54) geändert worden ist,

14.	des § 52 Absatz 2 Satz 2 und des § 63 Absatz 2 Satz 2 des Designgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 
2014 (BGBl. I S. 122), das zuletzt durch Artikel 15 des Gesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2541) geändert worden ist,

15.	des § 16a Absatz 3 Satz 2 des Einführungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 300-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 5 Absatz 1 des Gesetzes vom 8. Oktober 2017 
(BGBl. I S. 3546) geändert worden ist,
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16.	des Artikels 293 Absatz 1 Satz 4 des Einführungsgesetzes zum Strafgesetzbuch vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 469; 1975 I S. 1916; 
1976 I S. 507), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Juni 2017 (BGBl. I S. 1612) geändert worden ist,

17.	des § 14 Absatz 4 Satz 3 und Absatz 4a Satz 4, des § 107 Absatz 3 Satz 2, des § 260 Absatz 1 Satz 2, des § 292 Absatz 2 Satz 4, des	
§ 347 Absatz 6, des § 376 Absatz 2 Satz 2 und des § 387 Absatz 1 Satz 2 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in 
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2586, 2587), das zuletzt durch Artikel 13 
des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2639) geändert worden ist,

18.	des § 52b Absatz 1 Satz 4 und Absatz 1a Satz 4 der Finanzgerichtsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. März 2001 
(BGBl. I S. 442, 2262; 2002 I S. 679), die zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 12. Juli 2018 (BGBl. I S. 1151) geändert wor-
den ist,

19.	 des § 156 Absatz 1 Satz 1 des Genossenschaftsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2230), 
das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2541) geändert worden ist, in Verbindung mit § 8a Absatz 2 	
Satz 3 und § 9 Absatz 1 Satz 3 Halbsatz 2 des Handelsgesetzbuches in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4100-1, 
veröffentlichen bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 10. Juli 2018 (BGBl. I S. 1102) geändert worden ist,

20.	des § 22c Absatz 2, des § 23d Satz 2, des § 58 Absatz 1 Satz 2, des § 71 Absatz 4 Satz 3, des § 74c Absatz 3 Satz 2, des § 74d Ab-
satz 1 Satz 2, des § 78 Absatz 1 Satz 3, des § 78a Absatz 2 Satz 3, des § 93 Absatz 2, des § 116 Absatz 3, des § 152 Absatz Satz 3 
und des § 157 Absatz 2 Satz 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. Mai 1975 (BGBl. I 	
S. 1077), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. April 2019 (BGBl. I S. 466) geändert worden ist,

21.	des § 1 Absatz 3 Satz 2, des § 7 Absatz 3 Satz 3, des § 81 Absatz 4 Satz 4, des § 126 Absatz 1 Satz 3, des § 127 Absatz 1 Satz 4, des 
§ 135 Absatz 3, des § 140 Absatz 1 Satz 4 und des § 148 Absatz 2 Satz 4 Halbsatz 2 der Grundbuchordnung in der Fassung der 	
Bekanntmachung vom 26. Mai 1994 (BGBl. I S. 1114), die zuletzt durch Artikel 11 Absatz 18 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 	
(BGBl. I S. 2745) geändert worden ist, in Verbindung mit § 67 Satz 2, § 74 Absatz 1 Satz 3 der Grundbuchverfügung in der 	
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Januar 1995 (BGBl. I S. 114), die zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 13. Mai 2019 
(BGBl. I S. 706) geändert worden ist,

22.	des § 74 Absatz 1 Satz 3, des § 93 Satz 2 und des § 101 Satz 2 der Grundbuchverfügung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
24. Januar 1995 (BGBl. I S. 114), die zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 13. Mai 2019 (BGBl. I S. 706) geändert worden ist,

23.	des § 1 Satz 3 und des § 7 Satz 3 des Gesetzes zur Ausführung des Haager Übereinkommens vom 15. November 1965 über die 	
Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicher Schriftstücke im Ausland in Zivil- und Handelssachen und des Haager Überein
kommens vom 18. März 1970 über die Beweisaufnahme im Ausland in Zivil- und Handelssachen vom 22. Dezember 1977 	
(BGBl. I S. 3105), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 11. Juni 2017 (BGBl. I S. 1607) geändert worden ist,

24.	des § 8a Absatz 2 Satz 3 und des § 9 Absatz 1 Satz 3 Halbsatz 2 des Handelsgesetzbuches in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Glie-
derungsnummer 4100-1, veröffentlichen bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 10. Juli 2018 (BGBl. I 
S. 1102) geändert worden ist,

25.	des § 2 Absatz 2 Satz 2 und des § 5 Absatz 4 Satz 4 der Insolvenzordnung vom 5. Oktober 1994 (BGBl. I S. 2866), die zuletzt durch 
Artikel 24 Absatz 3 des Gesetzes vom 23. Juni 2017 (BGBl. I S. 1693) geändert worden ist,

26.	des § 4 Absatz 6 Satz 3 des Gesetzes über die Insolvenzstatistik vom 7. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2582, 2589),

27.	des § 92d Absatz 2 Satz 2 des Gesetzes über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
27. Juni 1994 (BGBl. I S. 1537), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 27. August 2017 (BGBl. I S. 3295) geändert worden ist,

28.	des § 33 Absatz 3 Satz 2 des Jugendgerichtsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Dezember 1974 (BGBl. I S. 3427), 
das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 27. August 2017 (BGBl. I S. 3295) geändert worden ist,

29.	des § 11 Absatz 3 Satz 2 und Absatz 4 Satz 2 des Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetzes vom 19. Oktober 2012 (BGBl. I S. 2182), 
das zuletzt durch Artikel 24 Absatz 1 des Gesetzes vom 23. Juni 2017 (BGBl. I S. 1693) geändert worden ist,

30.	des § 8 Satz 3 des Gesetzes über das gerichtliche Verfahren in Landwirtschaftssachen in der im Bundesgesetzblatt III, Gliederungs-
nummer 317-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 27. August 2017 (BGBl. I S. 3295) 
geändert worden ist,

31.	des § 125e Absatz 3 Satz 2 und des § 140 Absatz 2 Satz 2 des Markengesetzes vom 25. Oktober 1994 (BGBl. I S. 3082; 1995 I 	
S. 156; 1996 I S. 682), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2357) geändert worden ist,

32.	des § 38 Absatz 1 Satz 3 des Marktorganisationsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. November 2017 (BGBl. I 	
S. 3746), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 6. Mai 2019 (BGBl. I S. 642) geändert worden ist,
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33.	des § 9 Absatz 2 Satz 2 des Gesetzes zum Schutz des olympischen Emblems und der olympischen Bezeichnungen vom 31. März 
2004 (BGBl. I S. 479), das durch Artikel 5 Absatz 8 des Gesetzes vom 10. Oktober 2013 (BGBl. I S. 3799) geändert worden ist,

34.	des § 68 Absatz 3 Satz 3 und des § 110a Absatz 1 Satz 4 und Absatz 2 Satz 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 17. Dezember 
2018 (BGBl. I S. 2571) geändert worden ist,

35.	des § 5 Absatz 2 Halbsatz 1 des Partnerschaftsgesellschaftsgesetzes vom 25. Juli 1994 (BGBl. I S. 1744), das zuletzt durch Arti-	
kel 7 des Gesetzes vom 22. Dezember 2015 (BGBl. I S. 2565) geändert worden ist, in Verbindung mit § 8a Absatz 2 Satz 3 und § 9 
Absatz 1 Satz 3 Halbsatz 2 des Handelsgesetzbuches in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4100-1, veröffent-
lichen bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 10. Juli 2018 (BGBl. I S. 1102) geändert worden ist,

36.	des § 19 Absatz 2 Satz 2 des Rechtsdienstleistungsgesetzes vom 12. Dezember 2007 (BGBl. I S. 2840), das zuletzt durch Artikel 6 
des Gesetzes vom 12. Mai 2017 (BGBl. I S. 1121) geändert worden ist,

37.	des § 19 Absatz 1 Satz 2, des § 24b Absatz 2 und des § 36b Absatz 1 Satz 2 des Rechtspflegergesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. April 2013 (BGBl. I S. 778; 2014 I S. 46), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 17. Dezember 2018 	
(BGBl. I S. 2573) geändert worden ist,

38.	des § 37 Absatz 3 Satz 2 der Schiffahrtsrechtlichen Verteilungsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. März 1999 
(BGBl. I S. 530; 2000 I S. 149), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 5. Juli 2016 (BGBl. I S. 1578) geändert worden ist,

39.	 des § 2 Absatz 3 Satz 2, des § 89 Absatz 4 Satz 4 und des § 92 Satz 3 der Schiffsregisterordnung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 26. Mai 1994 (BGBl. I S. 1133), die zuletzt durch Artikel 29 des Gesetzes vom 5. Juli 2017 (BGBl. I S. 2208) geändert worden ist,

40.	des § 13 Absatz 2 Satz 1 Halbsatz 2 und des § 65b Absatz 1 Satz 4 und Absatz 1a Satz 4 des Sozialgerichtsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23. September 1975 (BGBl. I S. 2535), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 6. Mai 2019 	
(BGBl. I S. 646) verändert worden ist,

41.	des § 32 Absatz 1 Satz 4 und Absatz 2 Satz 2 der Strafprozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. April 1987 	
(BGBl. I S. 1074, 1319), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18. April 2019 (BGBl. I S. 466) geändert worden ist,

42.	des § 13 Absatz 2 Satz 2 des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. März 2010 
(BGBl. I S. 254), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 18. April 2019 (BGBl. I S. 466) geändert worden ist,

43.	des § 6 Absatz 2 Satz 2 des Unterlassungsklagengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. August 2002 (BGBl. I 	
S. 3422, 4346), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2446) geändert worden ist,

44.	des § 105 Absatz 3 des Urheberrechtsgesetzes vom 9. September 1965 (BGBl. I S. 1273), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 28. November 2018 (BGBl. I S. 2014) geändert worden ist,

45.	des § 55b Absatz 1 Satz 4 und Absatz 1a Satz 4 der Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. März 
1991 (BGBl. I S. 686), die zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 12. Juli 2018 (BGBl. I S. 1151) geändert worden ist,

46.	des § 66 Absatz 3 Satz 3 des Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetzes vom 20. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3822), das zuletzt 
durch Artikel 9 des Gesetzes vom 23. Juni 2017 (BGBl. I S. 1693) geändert worden ist,

47.	des § 89 Absatz 1 Satz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Juni 2013 
(BGBl. I S. 1750, 3245), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 12. Juli 2018 (BGBl. I S. 1151) geändert worden ist,

48.	des § 13 Absatz 1 Satz 3 des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Juni 1975 (BGBl. I S. 1313), 
das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2648) geändert worden ist,

49.	des 32b Absatz 2 Satz 2, des 298a Absatz 1 Satz 3 und Absatz 1a Satz 4, des § 689 Absatz 3 Satz 3, des § 802k Absatz 3 Satz 2, des 
§ 814 Absatz 3 Satz 2, des § 882h Absatz 2 Satz 2 in Verbindung mit § 802k Absatz 3 Satz 2, des § 959 Absatz 2, des § 1069 Ab-
satz 4, des § 1074 Absatz 4, des § 1077 Absatz 1 Satz 3 und des § 1104a Satz 2 der Zivilprozessordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 5. Dezember 2005 (BGBl. I S. 3202; 2006 I S. 431; 2007 I S. 1781), die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 31. Januar 2019 (BGBl. I S. 54) geändert worden ist und

50.	des § 1 Absatz 2 Satz 2 des Gesetzes über die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung in der im Bundesgesetzblatt 	
Teil III, Gliederungsnummer 310-14, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 24. Mai 2016 
(BGBl. I S. 1217) geändert worden ist,

verordnet die Landesregierung:
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§ 1

Die Landesregierung überträgt folgende Ermächtigungen zum Er-
lass von Rechtsverordnungen auf das Justizministerium:

1.	 die Ermächtigung nach § 391 Absatz 2 Satz 1 der Abgabenord-
nung,

2.	 die Ermächtigungen nach § 148 Absatz 2 Satz 3 und nach § 246 
Absatz 2 Satz 3 in Verbindung mit § 148 Absatz 2 Satz 3 des 
Aktiengesetzes,

3.	 die Ermächtigungen nach § 14 Absatz 4 Satz 2, nach § 20 Ab-
satz 1 Satz 1 und nach § 46e Absatz 1 Satz 2 und 4 sowie Ab-
satz 1a Satz 2 und 3 des Arbeitsgerichtsgesetzes,

4.	 die Ermächtigungen nach § 83 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 
Satz 1 des Asylgesetzes,

5.	 die Ermächtigungen nach § 5 Satz 2, nach § 8 Satz 1 und 3 und 
nach § 9 Absatz 2 Satz 2 des Gesetzes zur Ausführung des 	
Europäischen Übereinkommens betreffend Auskünfte über 
ausländisches Recht und seines Zusatzprotokolls,

6.	 die Ermächtigung nach § 22 Absatz 1 Satz 2 des Außenwirt-
schaftsgesetzes,

7.	 die Ermächtigung des § 219 Absatz 2 Satz 1 des Baugesetzbu-
ches,

8.	 die Ermächtigung nach § 58 Absatz 3 Satz 3 des Beurkun-
dungsgesetzes,

9.	 die Ermächtigung nach § 4 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes über 
das gerichtliche Verfahren in Binnenschiffahrtssachen,

10.	die Ermächtigung nach § 49 Absatz 3 Satz 1 des Bundesbesol-
dungsgesetzes in Verbindung mit § 1 Absatz 1 Nummer 1 des 
Besoldungsüberleitungsgesetzes M-V,

11.	 die Ermächtigungen nach § 6 Absatz 4 Satz 1, nach § 7 Absatz 5 
Satz 2, nach § 9 Absatz 1 Satz 2, nach § 25 Absatz 2 Satz 1, nach 
§ 67 Absatz 3 Nummer 3 Satz 4, nach § 96 Absatz 4 Satz 2 und 
nach § 112 Satz 1 der Bundesnotarordnung,

12.	die Ermächtigung nach § 33 Absatz 2 Satz 2 der Bundesrechts-
anwaltsordnung,

13.	die Ermächtigungen nach § 55a Absatz 1 Satz 1, nach § 79 Ab-
satz 5 Satz 3, nach § 1059a Absatz 1 Nummer 2 Satz 4, nach 	
§ 1059e in Verbindung mit § 1059a Absatz 1 Nummer 2 Satz 4, 
nach § 1092 Absatz 2 in Verbindung mit § 1059a Absatz 1 Num-
mer 2 Satz 4, nach § 1098 Absatz 3 in Verbindung mit § 1059a 
Absatz 1 Nummer 2 Satz 4 und nach § 1558 Absatz 2 Satz 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches,

14.	die Ermächtigungen nach § 52 Absatz 2 Satz 1 und nach § 63 
Absatz 2 Satz 1 des Designgesetzes,

15.	die Ermächtigung nach § 16a Absatz 3 Satz 1 des Einfüh-
rungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetz,

16.	die Ermächtigung nach Artikel 293 Absatz 1 Satz 1 bis 3 des 
Einführungsgesetzes zum Strafgesetzbuch,

17.	die Ermächtigungen nach § 14 Absatz 4 Satz 1 und 2 und Ab-
satz 4a Satz 2 und 3, nach § 107 Absatz 3 Satz 1, nach § 260 
Absatz 1 Satz 1, nach § 292  Absatz 2 Satz 1, nach § 347 Ab-
satz 4 Satz 3 und Absatz 5 Satz 2, nach § 376 Absatz 2 Satz 1 
und nach § 387 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes über das Verfah-
ren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwil-
ligen Gerichtsbarkeit,

18.	die Ermächtigungen nach § 52b Absatz 1 Satz 2 und 3 und Ab-
satz 1a Satz 2 und 3 der Finanzgerichtsordnung,

19.	die Ermächtigungen nach § 156 Absatz 1 Satz 1 des Genossen-
schaftsgesetzes in Verbindung mit § 8a Absatz 2 Satz 1 und 2 
und § 9 Absatz 1 Satz 3 Halbsatz 1 des Handelsgesetzbuches,

20.	die Ermächtigungen nach § 22c Absatz 1 Satz 1, nach § 23d 
Satz 1, nach § 58 Absatz 1 Satz 1, nach § 71 Absatz 4 Satz 1, 
nach § 74c Absatz 3 Satz 1, nach § 74d Absatz 1 Satz 1, nach 
§ 78 Absatz 1 Satz 1, nach § 78a Absatz 2 Satz 1 und 2, nach 
§ 93 Absatz 1, nach § 116 Absatz 2, nach § 152 Absatz 2 Satz 1 
und nach § 157 Absatz 2 Satz 1 des Gerichtsverfassungsgesetzes,

21.	die Ermächtigungen nach § 1 Absatz 3 Satz 1, nach § 7 Ab-
satz 3 Satz 1 und 2, nach § 81 Absatz 4 Satz 1 und 2, nach 	
§ 126 Absatz 1 Satz 1, nach § 127 Absatz 1 Satz 1, nach § 135 
Absatz 1 Satz und Absatz 2 Satz 2, nach § 140 Absatz 1 Satz 3 
und nach § 148 Absatz 2 Satz 4 Halbsatz 1 der Grundbuchord-
nung, auch in Verbindung mit § 67 Satz 2 und § 74 Absatz 1 
Satz 3 der Grundbuchverfügung,

22.	die Ermächtigungen nach § 74 Absatz 1 Satz 3, § 93 Satz 1 
und nach § 101 Satz 1 der Grundbuchverfügung,

23.	die Ermächtigungen nach § 1 Satz 1 und nach § 7 Satz 1 des 
Gesetzes zur Ausführung des Haager Übereinkommens vom 
15. November 1965 über die Zustellung gerichtlicher und au-
ßergerichtlicher Schriftstücke im Ausland in Zivil- und Han-
delssachen und des Haager Übereinkommens vom 18. März 
1970 über die Beweisaufnahme im Ausland in Zivil- und Han-
delssachen,

24.	die Ermächtigungen nach § 8a Absatz 2 Satz 1 und 2 und nach 
§ 9 Absatz 1 Satz 3 Halbsatz 1 des Handelsgesetzbuches,

25.	die Ermächtigungen nach § 2 Absatz 2 Satz 1 und nach § 5 
Absatz 4 Satz 2 und 3 der Insolvenzordnung,

26.	die Ermächtigung nach § 4 Absatz 6 Satz 1 und 2 des Gesetzes 
über die Insolvenzstatistik,

27.	die Ermächtigung nach § 92d Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes 
über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen,

28.	die Ermächtigung nach § 33 Absatz 3 Satz 1 des Jugendge-
richtsgesetzes,

29.	die Ermächtigungen nach § 11 Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4 
Satz 1 des Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetzes,
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30.	die Ermächtigung nach § 8 Satz 1 des Gesetzes über das ge-
richtliche Verfahren in Landwirtschaftssachen,

31.	die Ermächtigungen nach § 125e Absatz 3 Satz 1 und nach 	
§ 140 Absatz 2 Satz 1 des Markengesetzes,

32.	die Ermächtigung nach § 38 Absatz 1 Satz 2 des Marktorgani-
sationsgesetzes,

33.	die Ermächtigung nach § 9 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes zum 
Schutz des olympischen Emblems und der olympischen Be-
zeichnungen,

34.	die Ermächtigungen nach § 68 Absatz 3 Satz 1 und nach § 110a 
Absatz 1 Satz 2 und 3 und Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten,

35.	die Ermächtigungen nach § 5 Absatz 2 Halbsatz 1 des Partner-
schaftsgesellschaftsgesetzes in Verbindung mit § 8a Absatz 2 
Satz 1 und 2 und § 9 Absatz 1 Satz 3 Halbsatz 1 des Handels-
gesetzbuches,

36.	die Ermächtigung nach § 19 Absatz 2 Satz 1 des Rechtsdienst-
leistungsgesetzes,

37.	 die Ermächtigungen nach § 19 Absatz 1 Satz 1, nach § 24b Ab-
satz 1 und nach § 36b Absatz 1 Satz 1 des Rechtspflegergesetzes,

38.	die Ermächtigung nach § 37 Absatz 3 Satz 1 der Schiffahrts-
rechtlichen Verteilungsordnung,

39.	die Ermächtigungen nach § 2 Absatz 3 Satz 1, nach § 89 Ab-
satz 4 Satz 1 und 2 und nach § 92 Satz 1 und 2 der Schiffsre-
gisterordnung,

40.	die Ermächtigungen nach § 13 Absatz 2 Satz 1 Halbsatz 1 und 
nach § 65b Absatz 1 Satz 2 und 3 und Absatz 1a Satz 2 und 3 
des Sozialgerichtsgesetzes,

41.	die Ermächtigungen nach § 32 Absatz 1 Satz 2 und 3 und Ab-
satz 2 Satz 1 der Strafprozessordnung, 

42.	die Ermächtigung nach § 13 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes ge-
gen den unlauteren Wettbewerb,

43.	die Ermächtigung nach § 6 Absatz 2 Satz 1 des Unterlassungs-
klagengesetzes,

44.	die Ermächtigungen nach § 105 Absatz 1 und 2 des Urheber-
rechtsgesetzes,

45.	die Ermächtigungen nach § 55b Absatz 1 Satz 2 und 3 und Ab-
satz 1a Satz 2 und 3 der Verwaltungsgerichtsordnung,

46.	die Ermächtigungen nach § 66 Absatz 3 Satz 1 und 2 des Wert-
papiererwerbs- und Übernahmegesetzes,

47.	die Ermächtigung nach § 89 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes ge-
gen Wettbewerbsbeschränkungen,

48.	die Ermächtigung nach § 13 Absatz 1 Satz 2 des Wirtschafts-
strafgesetzes 1954,

49.	die Ermächtigungen nach § 32b Absatz 2 Satz 1, nach § 298a 
Absatz 1 Satz 2 und Absatz 1a Satz 2 und 3, nach § 689 Ab-
satz 3 Satz 1, nach § 802k Absatz 3 Satz 1, nach § 814 Ab-	
satz 3 Satz 1, nach § 882h Absatz 2 Satz 1, nach § 959 Absatz 1, 
nach § 1069 Absatz 1 Nummer 2 Halbsatz 4 und Absatz 2 	
Satz 2 und Absatz 3 Satz 1, nach § 1074 Absatz 2 und Ab-	
satz 3 Satz 1, nach § 1077 Absatz 1 Satz 2 und nach § 1104a 
Satz 1 der Zivilprozessordnung,

50.	die Ermächtigung nach § 1 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes über 
die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung.

Von den Ermächtigungen der Ziffern 34 und 41 darf das Justizmi-
nisterium nur im Einvernehmen mit dem Ministerium für Inneres 
und Europa Gebrauch machen.

§ 2 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt mit Ausnahme der Regelungen aufgrund der 
Nummern 18 und 32 im Einleitungssatz die Landesverordnung 
zur Übertragung von Ermächtigungen zum Erlass von Rechtsver-
ordnungen im Bereich der Justiz (Ermächtigungsübertragungslan-
desverordnung Justiz – ErmÜLVOJu M-V) vom 11. Oktober 2006 
(GVOBl. M-V S. 755), zuletzt geändert durch § 1 der Verordnung 
vom 19. Juli 2018 (GVOBl.  M-V S. 270), außer Kraft.

Schwerin, den 19. Juni 2019

	 Die Ministerpräsidentin	 Die Justizministerin 
	 Manuela Schwesig	 Katy Hoffmeister
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Gemäß Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 des Gesetzes zum Zweiundzwan-
zigsten Staatsvertrag zur Änderung rundfunkrechtlicher Staats-
verträge (Zweiundzwanzigster Rundfunkänderungsstaatsvertrag) 
vom 18. März 2019 (GVOBl. M-V S. 122) wird bekannt gegeben, 
dass der Zweiundzwanzigste Rundfunkänderungsstaatsvertrag 
nach Maßgabe seines Artikels 2 Absatz 2 Satz 1 am 1. Mai 2019 
in Kraft getreten ist.

Bekanntmachung über das Inkrafttreten des 
Zweiundzwanzigsten Staatsvertrages zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge 

(Zweiundzwanzigster Rundfunkänderungsstaatsvertrag)

(GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 2251 - 72)

Schwerin, den 22. Mai 2019

Die Ministerpräsidentin 
Manuela Schwesig
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Nach § 35 Absatz 1 des Staatsvertrages zum Glücksspielwesen in 
Deutschland in der Fassung des Ersten Staatsvertrages zur Ände-
rung des Staatsvertrages zum Glücksspielwesen in Deutschland 
vom 15. Dezember 2011 (Glücksspielstaatsvertrag) kann die 
Ministerpräsidentenkonferenz mit mindestens 13 Stimmen die 
Befristung der Experimentierklausel in § 10a Absatz 1 des Glücks-
spielstaatsvertrages aufheben.

Die Ministerpräsidentenkonferenz hat im Umlaufverfahren, wel-
ches am 18. April 2019 abgeschlossen wurde, einstimmig den 
Beschluss gefasst, die Befristung der Experimentierklausel in § 10a 
Absatz 1 Glücksspielstaatsvertrag aufzuheben.

Bekanntmachung
Staatsvertrag zum Glücksspielwesen in Deutschland

in der Fassung des Ersten Staatsvertrages zur Änderung des Staatsvertrages
zum Glücksspielwesen in Deutschland vom 15. Dezember 2011 

(Glücksspielstaatsvertrag)

(GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 2186 - 20)

Schwerin, den 22. Mai 2019

Die Ministerpräsidentin 
Manuela Schwesig
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